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II

(Vorbereitende Rechtsakte)

KOMMISSION

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 77/388/EWG und zur Ein­
führung weiterer Vereinfachungsmaßnahmen im Bereich der Mehrwertsteuer — Geltungsbe­

reich bestimmter Steuerbefreiungen und praktische Einzelheiten ihrer Durchführung

(94/C 107/05)

KOM(94) 58 endg. — 94/0062(CNS)
(Von der Kommission vorgelegt am 9. März 1994)

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi­
schen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 99 ,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments ,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Das Funktionieren des Binnenmarktes kann durch ge­
meinsame Regeln zur genaueren Beschreibung des Gel­
tungsbereichs und zur Festlegung der Durchführungsmo­
dalitäten für bestimmte Steuerbefreiungen nach Artikel
14 Absatz 1 , Artikel 15 Nummern 2 und 10 sowie Arti­
kel 16 Absatz 1 der Richtlinie 77/388 /EWG des Ra­
tes ('), zuletzt geändert durch die Richtlinie
94/5/EG (2), verbessert werden . Die Aufstellung solcher
gemeinschaftlichen Regeln ist in der Richtlinie
77/388 /EWG, insbesondere in Artikel 14 Absatz 2 und
Artikel 16 Absatz 3 , vorgesehen .

Artikel 3 der Richtlinie 92/ 111 /EWG des Rates (3) sieht
den Erlaß besonderer Bestimmungen für die Besteuerung
von Reihengeschäften zwischen Steuerpflichtigen vor.
Solche Maßnahmen müssen sicherstellen , daß sowohl das
Prinzip der Neutralität des gemeinsamen Mehrwertsteu­
ersystems im Hinblick auf den Ursprung der Gegen­
stände und Dienstleistungen als auch die gewählten
Grundsätze der Mehrwertbesteuerung und deren Über­
wachung während des Übergangszeitraums gewahrt blei­
ben .

In die Besteuerungsgrundlage bei der Einfuhr sind alle
Nebenkosten aufgrund der Beförderung der Gegen­
stände nach jedem Bestimmungsort in der Gemeinschaft
einzubeziehen, sofern dieser Ort zum Zeitpunkt der Ein­
fuhr bekannt ist ; dementsprechend sind die in Artikel 14
Absatz 1 Buchstabe i) der Richtlinie 77/388 /EWG vor­
gesehenen Befreiungen auf die betreffenden Dienstlei­
stungen anzuwenden .

Gemäß Artikel 15 Nummer 2 derselben Richtlinie unter­
breitet die Kommission dem Rat Vorschläge für gemein­
schaftliche Steuerregeln , die den Geltungsbereich und
die praktischen Einzelheiten der Durchführung der Aus­
fuhrsteuerbefreiung für Lieferungen von Gegenständen
festlegen, die von Reisenden im Handgepäck mitgeführt
werden.

Artikel 15 Nummer 10 der Richtlinie sieht eine einheitli­
che Steuerregelung vor, in deren Rahmen insbesondere
die praktischen Einzelheiten der Durchführung der in
dem genannten Artikel vorgesehenen Steuerbefreiungen
festzulegen sind . Im Hinblick darauf ist die Verwendung
einer harmonisierten Bescheinigung geeignet, Anwen­
dung und Überwachung der Steuerbefreiung der betref­
fenden Lieferungen von Gegenständen und Dienstlei­
stungen zu vereinfachen .

Ein gemeinschaftliches Verfahren zur Befreiung der in
Artikel 15 Nummer 10 bezeichneten Lieferungen von
Gegenständen ermöglicht außerdem, diese Lieferungen
von der Sonderregelung gemäß Artikel 28b Teil B auszu­
nehmen .

Artikel 16 Absatz 1 Teile B bis E ermöglicht insbeson­
dere in Verbindung mit Artikel 22 Absatz 9 über die Be­
freiung von Pflichten eine Lösung der Probleme der
Wirtschaftsteilnehmer, die an Reihengeschäften mit Ge­
genständen beteiligt sind , die in eine Lagerregelung
überführt werden und darin verbleiben .

O AB1. Nr. L 145 vom 13 . 6 . 1977, S. 1 .
(2) AB1. Nr. L 60 vom 3 . 3 . 1994 , S. 16 .
O AB1. Nr. L 384 vom 30 . 12 . 1992 , S. 47.

In diesem Rahmen ist zu gewährleisten, daß die steuerli­
che Behandlung der Lieferungen von Gegenständen, die
einer Zollagerregelung unterliegen, sowie die Erbringung
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Eintreffen der Gegenstände in der Gemeinschaft
bis zum ersten im Einfuhrmitgliedstaat gelegenen
Bestimmungsort der Gegenstände entstehen .

Unter ,erstem Bestimmungsort' ist der Ort zu
verstehen, der auf dem Frachtbrief oder einem
anderen Begleitpapier, mit dem die Gegenstände
in den Einfuhrmitgliedstaat verbracht werden,
angegeben ist. Fehlt eine solche Angabe, so gilt
als erster Bestimmungsort der Ort, an dem die
erste Umladung im Einfuhrmitgliedstaat erfolgt.

In die Besteuerungsgrundlage sind auch die vor­
genannten Nebenkosten einzubeziehen, wenn
diese sich aus der Beförderung nach einem ande­
ren in der Gemeinschaft gelegenen Bestimmungs­
ort ergeben, der zum Zeitpunkt, in dem der Steu­
ertatbestand eintritt, bekannt ist."

2 . In Artikel 15 Nummer 2 erhalten der zweite und
dritte Unterabsatz folgende Fassung :

„Diese Steuerbefreiung gilt für Lieferungen von Ge­
genständen zur Mitführung im Handgepäck von Rei­
senden, deren Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufent­
haltsort nicht im Inland liegt,

— wenn der Gesamtwert einer Lieferung einschließ­
lich Mehrwertsteuer den gemäß Artikel 7 Absatz 2
der Richtlinie 69/ 169/EWG (*), zuletzt geändert
durch die Richtlinie 94/4/EG (**), festgelegten
Gegenwert von 175 ECU in Landeswährung über­
steigt

von Dienstleistungen im Zusammenhang mit diesen Ge­
genständen, auch für Umsatzgeschäfte im Zusammen­
hang mit Gegenständen gilt, die einer anderen Lagerre­
gelung als der Zollagerregelung unterliegen .

Vorbehaltlich der Anhörung des Mehrwertsteueraus­
schusses sind die Mitgliedstaaten für die Festlegung die­
ser anderen Lagerregelungen als der Zollagerregelung
zuständig. Von der Anwendung dieser Regelungen sind
jedoch Gegenstände auszunehmen, die zur Lieferung auf
der Einzelhandelsstufe bestimmt sind .

Es ist erforderlich, einige Einzelheiten der Anwendung
der Steuer beim Verlassen der in Artikel 16 Absatz 1
Teile B bis E der genannten Richtlinie bezeichneten Re­
gelungen festzulegen, insbesondere hinsichtlich der Fest­
setzung des Betrags der geschuldeten Steuer und des
Steuerschuldners .

Die Handhabung der Regeln über den Ort und die Ein­
zelheiten der Besteuerung der Erbringung von Dienstlei­
stungen bei innergemeinschaftlicher Güterbeförderung ist
einfach und zufriedenstellend, sowohl für die Wirt­
schaftsteilnehmer als auch für die Verwaltungen der Mit­
gliedstaaten .

Indem der innergemeinschaftlichen Güterbeförderung
eine innerhalb eines Mitgliedstaats erbrachte, unmittelbar
mit einer Beförderung zwischen Mitgliedstaaten zusam­
menhängende Beförderung gleichgestellt wird, können
nicht nur die Grundsätze und Einzelheiten der Besteue­
rung für diese Beförderungsleistungen im Inland, son­
dern auch die Regeln für die Nebentätigkeiten zu diesen
Beförderungen und die Dienstleistungen von Vermitt­
lern, die sich bei der Erbringung dieser einzelnen Lei­
stungen einschalten, vereinfacht werden. Dies bedeutet,
daß die zehn Mitgliedstaaten auf der Grundlage von Ar­
tikel 27 der Richtlinie 77/388 /EWG gewährten befriste­
ten Ermächtigungen in bezug auf die Befreiung der in
Verbindung mit einer innergemeinschaftlichen Güterbe­
förderung erbrachten Dienstleistungen gegenstandslos
werden .

Der Anwendungsbereich von Artikel 17 Absatz 2 Buch­
stabe a) derselben Richtlinie ist hinsichtlich der Bestim­
mungen über die Dauer des in Artikel 281 bezeichneten
Übergangszeitraums genauer zu fassen .

Die Richtlinie 77/388 /EWG ist daher entsprechend zu
ändern —

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

und

— wenn die Gegenstände vor Ablauf des dritten auf
die Lieferung folgenden Kalendermonats aus der
Gemeinschaft versandt oder befördert werden.

Zur Anwendung des zweiten Unterabsatzes

— gilt als ,Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalts­
ort' der Ort, der im Reisepaß, im Personalausweis
oder in jedem sonstigen Dokument eingetragen
ist, das in dem Mitgliedstaat, in dem die Lieferung
erfolgt, als Identitätsnachweis anerkannt ist,

— wird der Nachweis der Ausfuhr durch die Rech­
nung oder einen entsprechenden Beleg erbracht,
die mit dem Sichtvermerk der Ausgangszollstelle
der Gemeinschaft versehen sein müssen .

Jeder Mitgliedstaat übermittelt der Kommission ein
Muster des von ihm für die Erteilung des obenge­
nannten Sichtvermerks verwendeten Stempelabdrucks .
Die Kommission leitet diese Information an die Steu­
erbehörden der übrigen Mitgliedstaaten weiter.

Artikel 1

Die Richtlinie 77/388 /EWG wird wie folgt geändert :

1 . Artikel 11 Teil B Absatz 3 Buchstabe b) erhält fol­
gende Fassung :

„b) die Nebenkosten wie Provisions-, Verpackungs-,
Beförderungs- und Versicherungskosten, die vom

(*) AB1 . Nr. L 133 vom 4. 6 . 1969 , S. 1 .
(**) AB1 . Nr. L 60 vom 3 . 3 . 1994, S. 14 ."
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Buchstabe b) der Richtlinie 92/ 12/
EWG (*) definierten Orte ,

— bei anderen als verbrauchsteuerpflichtigen
Waren die Orte, die die Mitgliedstaaten
als solche definieren . Die Mitgliedstaaten
dürfen jedoch keine andere Lagerregelung
als die Zollagerregelung vorsehen, wenn
diese Gegenstände unverarbeitet oder
nach Verarbeitung zur Lieferung auf der
Einzelhandelsstufe bestimmt sind .

(*) AB1 : Nr. L 76 vom 23 . 3 . 1992 , S. 1 ."

3 . In Artikel 15 Nummer 10 erhalten der zweite und
dritte Unterabsatz folgende Fassung :

„Diese Steuerbefreiung wird innerhalb der vom Gast­
mitgliedstaat festgelegten Beschränkungen angewandt.
Der Lieferant der Gegenstände oder der Dienstlei­
stungserbringer muß dafür über eine dem Muster in
Anhang J entsprechende Bescheinigung der Steuerbe­
freiung verfügen . Diese von den im Gastmitgliedstaat
zuständigen Behörden ordnungsgemäß abgezeichnete
Bescheinigung wird ihm vom Käufer der Gegenstände
oder dem Empfänger der Dienstleistungen ausgehän­
digt . Sind die gelieferten Gegenstände oder die er­
brachten Dienstleistungen jedoch für den dienstlichen
Gebrauch bestimmt, so können die Mitgliedstaaten
unter von ihnen festgelegten Bedingungen von dem
Erfordernis eines Sichtvermerks absehen .

Die Mitgliedstaaten teilen in geeigneter Weise mit,
welche Behörde für die Ausstellung der im vorstehen­
den Unterabsatz bezeichneten Bescheinigung der
Steuerbefreiung zuständig ist .

Falls die Gegenstände nicht in das Ausland versandt
oder befördert werden und bei Dienstleistungen, die
im Gastmitgliedstaat erbracht werden, kann die Steu­
erbefreiung im Wege eines Erstattungsverfahrens ge­
währt werden .

Die Kommission unterbreitet dem Rat so bald wie
möglich Vorschläge für gemeinschaftliche Steuerre­
geln, die den Geltungsbereich der obengenannten
Steuerbefreiungen festlegen."

4 . Artikel 16 erhält folgende Fassung :

— In Absatz 1 erhält der einleitende Satz folgende
Fassung :

„( 1 ) Unbeschadet der übrigen gemeinschaftli­
chen Steuerbestimmungen können die Mitglied­
staaten vorbehaltlich der Konsultation nach Arti­
kel 29 Sondermaßnahmen treffen, um folgende
Umsätze oder einige von ihnen zu befreien, sofern
diese nicht für eine endgültige Verwendung und/
oder einen Endverbrauch bestimmt sind und so­
fern der beim Verlassen der nachfolgend in den
Teilen A bis E bezeichneten Regelungen oder
Sachverhalte geschuldete Mehrwertsteuerbetrag
der Höhe der Abgabe entspricht, die bei der Be­
steuerung aller dieser Umsätze im Inland geschul­
det worden wäre."

— In Absatz 1 Teil B erhält Buchstabe e) folgende
Fassung :

„e) die im Inland einer anderen Lagerregelung als
der Zollagerregelung unterliegen sollen .

Im Sinne dieses Artikels gelten als andere als
Zollager

— bei verbrauchsteuerpflichtigen Waren die
als Steuerlager im Sinne von Artikel 4

— In Absatz 1 erhält Teil D folgende Fassung :

„D. die Lieferungen von Gegenständen und die
Dienstleistungen,

a) die an den in Teil B Buchstaben a) bis d)
aufgeführten Orten unter Wahrung eines
der dort bezeichneten Sachverhalte durch­
geführt werden ;

b) die an den in Teil B Buchstabe e) aufge­
führten Orten durchgeführt werden, wo­
bei der dort bezeichnete Sachverhalt im
Inland gewahrt bleibt .

Mitgliedstaaten, die von der in Buchstabe a) vor­
gesehenen Möglichkeit für in einem Zollager be­
wirkte Umsätze Gebrauch machen, treffen die er­
forderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, daß
sie eine andere Lagerregelung als die Zollagerre­
gelung definiert haben, die die Anwendung der
Bestimmungen des Buchstabens b) ermöglicht;".

5 . In Artikel 28b Teil B Absatz 1 zweiter Gedanken­
strich wird der Punkt durch ein Komma ersetzt und
folgender Gedankenstrich angefügt :

„— die Lieferung von Gegenständen ist nicht gemäß
Artikel 1 5 Nummer 1 0 von der Steuer befreit."

6 . In Artikel 28b Teil C Absatz 1 erster Gedankenstrich
wird das Semikolon durch einen Punkt ersetzt und
folgender Unterabsatz angefügt :

„Der innergemeinschaftlichen Güterbeförderung
gleichgestellt ist eine Güterbeförderung, bei der Ab­
gangs- und Ankunftsort im Inland liegen, wenn diese
Beförderung unmittelbar mit einer Güterbeförderung
verbunden ist, bei der Abgangs- und Ankunftsort in
zwei verschiedenen Mitgliedstaaten liegen ;"

7 . Artikel 28c Teil E Absatz 1 erhält folgende Fassung :

— Der einleitende Satz wird durch „In Artikel 16
werden folgende Absätze eingefügt :" ersetzt .
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— Entscheidungen 93/555/EWG, 93/556/EWG,
93/557/EWG, 93 /558 /EWG, 93/559/EWG,
93/560/EWG, 93/561 /EWG, 93/562/EWG und
93/563/EWG O,

— Entscheidung 94/8 /EG (2).

Artikel 3

— Folgende Absätze werden eingefügt :

,, lb) Zur Festsetzung des beim Verlassen der in
Absatz 1 Teile A bis E aufgeführten Rege­
lungen oder Sachverhalte geschuldeten Steu­
erbetrags gelten die in dem genannten Ab­
satz bezeichneten Umsätze als zu dem Zeit­
punkt bewirkt, zu dem die Gegenstände die­
sen Regelungen oder Sachverhalten entzo­
gen werden und zu dem auch der Steueran­
spruch entsteht.

Abweichend von Artikel 21 Nummer 1
Buchstabe a) erster Unterabsatz wird die ge­
mäß obenstehendem Absatz 1 geschuldete
Mehrwertsteuer von der Person geschuldet,
die veranlaßt, daß die Gegenstände den in
dem genannten Absatz aufgeführten Rege­
lungen oder Sachverhalten entzogen wer­
den."

8 . In Artikel 28f Absatz 1 erhält Artikel 17 Absatz 2
Buchstabe a) folgende Fassung :

„a) die im Inland geschuldete oder entrichtete Mehr­
wertsteuer für Gegenstände oder Dienstleistun­
gen, die ihm von einem anderen Steuerpflichtigen
geliefert wurden oder werden bzw. erbracht wur­
den oder werden ;".

9 . Der Anhang der vorliegenden Richtlinie wird als An­
hang J angefügt.

( 1 ) Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, um dieser
Richtlinie zum 1 . Oktober 1994 nachzukommen.

Sie setzen die Kommission unverzüglich hiervon in
Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei deren amtlicher Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzel­
heiten der Bezugnahme.
(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die
sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlas­
sen .

Artikel 4

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften in Kraft .

Artikel 5
Artikel 2 Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet.

Die Geltungdauer der in folgenden Entscheidungen des
Rates enthaltenen Bestimmungen über Beförderungslei­
stungen und Nebentätigkeiten zur Beförderung endet
mit dem Wirksamwerden dieser Richtlinie :

O AB1. Nr. L 273 vom 5 . 11 . 1993 , S. 33 ff.
O AB1 . Nr. L 7 vom 11 . 1 . 1994, S. 13 .
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ANHANG

ANHANG J

EUROPAISCHE GEMEINSCHAFT NACHWEIS DER BEFREIUNG VON DER UMSATZ­
STEUER UND DEN VERBRAUCHSTEUERN

(Richtlinie 77/388/EMÇfG Artikel 15 Nr. 10 —
Richtlinie 92/12/EWG Artikel 23 Nr. 1 )

Seriennummer (optional) :

1 . BEGÜNSTIGTE EINRICHTUNG/PERSON

Bezeichnung/Name :

Straße, Hausnummer :

Postleitzahl, Ort :

Land (Gastmitgliedstaat) :

2 . ZUSTANDIGE BEHORDE FUR DIE ERTEILUNG DES SICHTVERMERKS

(Name, Anschrift und Telefonnr.):

3 . ERKLÄRUNG DER BEGÜNSTIGTEN EINRICHTUNG ODER PERSON

Die begünstigte Einrichtung oder Person (') erklärt

a) daß die in Punkt 5 aufgeführten gelieferten Gegenstände und/oder in Anspruch genommenen
Dienstleistungen bestimmt sind (2) :

□ für den offiziellen Gebrauch in der Eigenschaft als
□ ausländische ständige diplomatische Mission
□ ausländische ständige konsularische Vertretung
□ internationale Einrichtung
□ Streitkraft eines Staates, die Vertragspartei des Nordatlantik-Vertrags ist (NATO-Streitkraft)

□ für den persönlichen Gebrauch in der Eigenschaft als Angehöriger der folgenden Einrich­
tung : (Bezeichnung der Einrichtung, siehe Punkt 4)

b) daß die in Punkt 5 aufgeführten Lieferungen von Gegenständen und/oder Dienstleistungen die Be­
dingungen und Beschränkungen, die in dem in Punkt 1 genannten Gastmitgliedstaat für die Befrei­
ung von der Umsatzsteuer gelten, erfüllen und

c) daß die obenerwähnten Angaben nach bestem Wissen und Gewissen gemacht wurden . Sie verpflich­
tet sich, die Umsatzsteuer und/oder die Verbrauchsteuer, die geschuldet worden wäre(n) im Fall,
daß die Lieferungen von Gegenständen und/oder die Dienstleistungen den die Steuerbefreiung be­
gründenden Bedingungen nicht entsprechen oder wenn die Gegenstände und/oder die Dienstleistun­
gen nicht zweckbestimmt verwendet werden, in dem Mitgliedstaat nachzuentrichten, in dem die Lie­
ferungen und/oder die Dienstleistungen bewirkt wurden .

Ort, Datum Name und Dienstbezeichnung des Unterzeichnenden
Unterschrift
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4 . SICHTVERMERK DER EINRICHTUNG (nur für den Fall einer Befreiung für individuelle Zwecke)
Ort, Datum Dienststempel Name und Dienstbezeichnung des Unterzeichnenden

Unterschrift

5 . BEZEICHNUNG DER LIEFERUNGEN VON GEGENSTANDEN UND/ODER DER DIENST­
LEISTUNGEN, FÜR DIE EINE BEFREIUNG VON DER UMSATZSTEUER UND DEN VER­
BRAUCHSTEUERN GELTEND GEMACHT WIRD

A. Angaben zum Lieferer und/oder Dienstleistenden
1 . Name und Anschrift :

2 . Mitgliedstaat :

3 . USt.-ID-Nummer : (fakultativ)

und/oder Steuerlagernummer : (fakultativ)

B. Angaben zu den Gegenständen und/oder Dienstleistungen

Lfd .
Nr.

Genaue Bezeichnung der Ware
und/oder der Dienstleistung (J)

(oder Hinweis auf den beigefügten
Bestellschein)

Menge
oder

Preis ohne Mehrwertsteuer und
Verbrauchsteuer

Währung
Anzahl

Einzelbetrag Gesamtbetrag

Gesamtbetrag :

6 . BESTÄTIGUNG (SICHTVERMERK) DER ZUSTANDIGEN BEHÖRDE DES GASTMITGLIED­
STAATS

Die Lieferungen der in Punkt 5 aufgeführten Gegenstände und/oder die dort genannten Dienstleistun­
gen (4) erfüllen die Voraussetzungen um
□ in vollem Umfang
□ in Hôhe von (Betrag, Wàhrung)

von der Umsatzsteuer und den Verbrauchsteuern entlastet (J) zu werden .

Ort, Datum Dienststempel Name und Dienstbezeichnung des Unterzeichnenden
Unterschrift

7 . FREISTELLUNG VOM SICHTVERMERK (nur für den Fall einer Befreiung für offizielle Zwecke)

Die (begünstigte Einrichtung) ist mit Schreiben des
(Bezeichnung der zuståndigen Behôrde)

vom (Datum) — Az.: (Aktenzeichen) — von der Verpflichtung befreit
worden, die Bestätigung (Sichtvermerk) gemäß Punkt 6 einzuholen.

Ort, Datum Dienststempel Name und Dienstbezeichnung des Unterzeichnenden
Unterschrift

(*) Nichtzutreffendes bitte streichen.
(2) Zutreffendes bitte ankreuzen.
(J) Nicht benötigten Raum bitte streichen. Dies gilt auch, wenn Bestellscheine beigefügt werden.
(') Nicht begünstigte Lieferungen und Dienstleistungen sind gestrichen."
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VERZEICHNIS DER MINDESTINFORMATIONEN, DIE IN DIE ERLÄUTERUNG
AUFZUNEHMEN SIND

1 . Dieser Nachweis dient als Beleg für den Lieferer/Dienstleistenden für die auf Artikel 15 Nummer 10
der Sechsten Mehrwertsteuer-Richtlinie 77/388/EWG und Artikel 23 Absatz 1 der Richtlinie
92/ 12/EWG beruhende Steuerbefreiung für Lieferungen von Gegenständen und/oder Dienstleistungen
an begünstigte Einrichtungen und Personen . Demzufolge muß je ein Nachweis pro Lieferer/Dienstlei­
stender erbracht werden . Ferner ist der Lieferer/Dienstleistende verpflichtet, diesen Nachweis gemäß
den gesetzlichen Bestimmungen seines Mitgliedstaats aufzubewahren .

2 . a) Der Nachweis muß mit einem in einer der Amtssprachen der Europäischen Gemeinschaft gedruckten
Formular erbracht werden . Das Formular ist in einer vom Gastmitgliedstaat anerkannten Sprache
auszufüllen.

b) Wird für die Aufstellung der Gegenstände und Dienstleistungen (Punkt 5B des Nachweises) auf
einen Bestellschein Bezug genommen, der in einer anderen als vom Gastmitgliedstaat anerkannten
Sprache verfaßt wurde, ist von der begünstigten Einrichtung/Person eine Übersetzung beizufügen .

c) Wird der Nachweis in einer anderen als vom Mitgliedstaat des Lieferers/Dienstleistenden anerkann­
ten Sprache ausgefüllt, ist von der begünstigten Einrichtung/Person eine Übersetzung der in Punkt
5B aufgeführten Angaben zu den Gegenständen und/oder Dienstleistungen beizufügen .

d) Als anerkannte Sprache gilt eine der Amtssprachen des Mitgliedstaats oder jede andere Amtssprache
der Gemeinschaft, von welcher der Mitgliedstaat erklärt, daß sie in diesem Zusammenhang benutzt
werden kann .

3 . Durch ihre Erklärung in Punkt 3 des Nachweises bringt die begünstigte Einrichtung/Person die erfor­
derlichen Angaben zum Ausdruck, anhand derer beurteilt werden kann, ob die Geltendmachung der
Befreiung im Gastmitgliedstaat begründet ist.

4 . Durch ihren Sichtvermerk in Punkt 4 des Nachweises bestätigt die Einrichtung, daß die betroffene
Person Mitglied des Personals dieser Einrichtung ist.

5 . a) Die Bezugnahme auf den Bestellschein (Punkt 5B des Nachweises) umfaßt mindestens das Datum
und die Ordnungsnummer. Der Bestellschein enthält alle nach Punkt 5 des Nachweises erforderli­
chen Angaben . Wird der Nachweis von der zuständigen Behörde des Gastmitgliedstaats mit einem
Sichtvermerk versehen, so ist der Bestellschein ebenfalls mit einem Sichtvermerk zu versehen.

b) Sofern die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des Lieferers/Dienstleistenden und/oder die Num­
mer des Steuerlagers im Sinne von Artikel 4 Buchstabe b) der Richtlinie 92/ 12/EWG des Lieferers
der Einrichtung/Person bekannt ist, soll diese angegeben werden .

c) Zur Angabe der Währungen werden aus drei Buchstaben bestehende Abkürzungen gemäß der Inter­
nationalen Norm ISO/DIS 4217 verwendet ( l).

6 . Die obengenannte Erklärung des Lieferers/Dienstleistenden wird in Punkt 6 durch den Sichtvermerk
der zuständigen Behörde des Gastmitgliedstaats bestätigt. Diese Behörde kann ihren Sichtvermerk von
der Zustimmung einer anderen Behörde des Mitgliedstaats , zum Beispiel des Außenministeriums, abhän­
gig machen. Es obliegt der für die Steuern zuständigen Behörde, solch eine Zustimmung einzuholen .

7 . Um das Verfahren zu vereinfachen, können die zuständigen Behörden die begünstigten Einrichtungen
von der Verpflichtung, einen Sichtvermerk einzuholen , befreien, wenn die Befreiung für offizielle
Zwecke erfolgt. In diesem Fall weist die begünstigte Einrichtung in Punkt 7 des Nachweises auf die
Freistellung hin .

(') Als Hinweis einige gebräuchliche Abkürzungen :
BEF (Belgischer Franken), DEM (Deutsche Mark), DKK (Dänische Krone), ESP (Spanische Peseta), FRF (Französi­
scher Franken), GBP (Pfund Sterling), GRD (Griechische Drachme), IEP (Irisches Pfund), ITL (Italienische Lira),
LUF (Luxemburgischer Franken), NLG (Niederländischer Gulden), PTE (Portugiesischer Escudo) und USD (Dollar
der Vereinigten Staaten).


